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Die politische Krise 
der Gegenwart 

Verehrte Anwesende! Morgen sind 60 Jahre seif dem Tag ver
flossen, an dem in Ver\Sailles das Deutsche Reich begründet 
worden ist. Der Einheitstraum des deutschen Volkes war, wenn 
auch nur in beschränktem Umfange, verwirklicht. Die Einheit 
eines erheblichen Teiles der Deutschen war erlangt, - ohne die 
Freiheit. Die Gründung des Deutschen Reiches, deren . 60. Ge
burtstag morgen gefeiert wird, gibt dem Anhänger der materiali
stischen Geschichtsauffassung eine ganz ausgezeichnete Waffe 
in die tland, ein vorzügliches ßeispiel für die Richtigkeit der 
Auffassung von der treibenden Kraft auf dem Gebiete der Ge
schichte. Sie wissen, daf3 die materialistische Geschichlsauf-. 
fassung die persönliche Leistung der Führer eines Volkes nicht 
gering schäht, daß sie iaber die Richtigkeit des Sa!'>es auf das 
Entschiedenste bestreitet, daß Männer die Geschichte machen. Sie 
erblickt als das treibende Moment in der Geschichfe das wirt
schaftliche Interesse der herrschenden Klasse. Die Klassenkämpfe 
sind nach ihr dasjenige, was sich in der Geschichte am deuf
Jichsfen ausprägt. 

Nun stellen Sie einen Gegner der materialistischen Geschichts
auffassung, einen derer, die der Ansicht sind, daf3 die Gründung 
des Deutschen Reiches allein das persönliche Verdienst ßismarcks 
gewesen ist, vor die frage: Hätte ßismarck, wenn er im 18. Jahr
hundert gelebt hätte, die Gründung des Deutschen Reiches voll
ziehen können? Hätte er sie in noch früherer Zeit herbeiführen 
können? Ein Kenner der Geschichte und ein ehrlicher Mann wird 
diese frage ohne weiteres verneinen. Der Einheitstraum im 
deutschen Volke gehörte seiner Jugend, seinen Idealisten. Er 
konnte nach auf3en so lange nichts bewegen, bis die wirtschaft
liche Entwicklung, bis der Kapitalismus einen Zusiand der Wirt
schaft herbeigeführt hafte, in dem die herrschende Klasse an 
einem erweiterten Markl auf das dringendste interessiert war, 
und das Verdienst des Staatsmannes, den man als den Gründer 
der Einheit des Reiches befrachtet, ist, wie das Verdienst der 
sogenannten grof3en Männer in der Geschichte iiberhaupl, das, 
daf3 er die ßedingungen für die Tat, die er plante und die er voll
zog, als gegeben erkannte. Wenn man der Persönlichkeit eine 
derartige Rolle in der Geschichte zuweist, verkleinert man sie 
ganz und gar nicht. Was man ihr hinsichtlich der Ausführung des 
Werkes nimmt, das gleicht man durch die Aufdedrnng des ihr 
eigenen Scharfblicks aus, der sich nicht nur über die Notwendig
keiten der Zeit klar war, sondern auch darüber, daf3 der Augen
blick gekommen war, um zu handeln und ein bestimmtes bedeu
tendes Werk zu vollenden. 
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Der iahrhunderllange Kampf zwischen Oesterreich und Preu5en 
um die Hegemonie in Deutschland war vorüber. Er hatte 
mit dem Siege Preu5ens geendet. Da5 dieser Sieg auf Schlacht
feldern errungen war, davon legte die Verfassung des neuen 
Reiches in iedem ihrer Artikel Zeugnis ab. Das am 18. Januar 
1871 in Versailles gegründete Reich war ein vergrö5ertes Preu5en. 
Der König von Dreu5en hatte die völkerrechtliche Vertretung des 
Bundes, der Deutsches Reich hie5. Zur Erklärung eines Ver
teidigungskrieges bedurfte er nicht einmal der Zustimmung des 
Bundesrats. Preu5en hatte das Recht des Vetos auf dem Gebiete 
der Militärgesel5gebung und auf dem Gebiete der Gese!mebung 
über die Zölle und indirekten Steuern. Der Bundesrat - das 
Oberhaus, wie man sagen kann - bestand aus den Vertretern der 
einzelnen deutschen Länder oder, wie man damals noch sagte: 
Staaten. Im Bundesrat, der auf dem Gebiete der Gese5gebung 
vollkommen gleichberechtigt neb~n dem Reichstag stand, stimmten 
die 17 preu5ischen Stimmen einheitlich ab. Es war nicht wie 
heute, dafs die preufsischen Stimmen in Staats- und Provinzial
stimmen zerfielen, welch le5tere an keinerlei Instruktionen der 
Staatsregierung gebunden sind. Gegen Preufsen war im alten 
Deutschen Reich jede Verfassungsänderung unmöglich. Die preu
fsischen Stimmen ·im Bundesrat wurden von dem Reichskanzler in 
seiner Eigenschaft als preu5ischer Ministerpräsident instruiert. 
Die preufsische Regierung war identisch mit der Leitung der 
Reichsämter, wie die Reichsministerien damals hiegen. Es gab 
in der Zeit des Obrigkeitsstaats im Reiche nur einen Minister, 
den Reichskanzler, dessen Verantwortlichkeit auf dem Papier 
~fand. In seinem Auftrag übten die Chefs der Staatsämter, die 
Slaalssekreiäre ihr Ami aus. Preußens Eisenbahnen beherrsch
ten ganz Nord- und Mitteldeutschland. Die norddeutschen Klein
staaten, deren Gebiet in das preußische Gebiet eingesprengt 
war, konnten weder wirtschaftlich noch politisch de.r preufsischen 
Vormacht den geringsten Widerstand leisten. Preufsen hatte nicht 
weniger als drei fünftel der Bevölkerung des Reiches, aber das 
Gewicht, das auf dieser Ueberzahl beruhte, wurde noch durch 
Militärkonventionen und Verträge anderer Art mit einzelnen 
deutschen Staaten erhöht. Der Reichskanzler stü5te sich im 
Bundesrat auf die Vormachtstellung Preufsens. 

Das waren die wesentlichen Grundzüge der Reichsverfassung 
von 1871. Oesterreich war aus Deutschland verdrängt, und der 
Hintergedanke, der dabei eine Rolle spielte, war der, da5 die 
Deutschen Oesterreichs, die ungefähr den dritten Teil der öster
reichischen Bevölkerung ausmachten, das heterogene Konglome
rat von Nationen, das sich Oesterreich nannte, für alle Zeil und 
in alle Ewigkeit beherrschen sollten. Sie sollten, so wollte es 
Bismarck, man kann sagen: für immer dem österreichischen Staat 
den deutschen Charakter aufprägen. Es ist charakteristisch für 
die Menschenverachtung Bismarcks, da5 er nicht im Traum an 
die Möglichkeit gedacht hat, daß der Zeitpunkt kommen könnte, 
in dem die Slaven verschiedenster Art und die Italiener ihre 
nationalen Ansprüche geltend machen und das nicht immer sanfte 
deutsche Joch abschütteln würden. In den S0er Jahren hat der 
deutsche Dichter Grillparzer erkannt und geschrieben: Alle an-
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deren Länder Europas werden von der Entwicklung der natio
nalen Idee gewallige Vorteile haben, nur ein einziges nicht: mein 
land Oesterreich; es wird an der nationalen Idee zugrunde 
gehen, die nationale Idee wird Oesterreich sprengen. Der 
Dichter halte die Zukunft geschaut, der Staatsmann ßismarck war 
sich über die Unmöglichkeit des Gedankens im Klaren, ein Stück 
deutschen Landes mit einer Minderheit deutscher ßevölkerung zu 
dem Zwecke der Herrschaft dieser deutschen Minderheit über 
eine anderssprachige Mehrheit vom Deutschen Reiche abzu
trennen. 

Bismarck hat in seinen leisten Jahren öfter mit dem Gedanken 
gespielt, das Reich wieder aufzulösen, allerdings nur für kurze 
Zeit, zu dem Zwecke, das ihm unbequem gewordene allgemeine, 
gleiche, direkte und geheime Reichstagswahlrecht aus der Welt 
zu schaffen. Er konstruierte in staatsrechtlich unmöglicher Weise 
so, da!3 er sagte, das Deutsche Reich und die Verfassung des 
Deutschen Reiches beruhten auf einem ßunde der fürsten. Die 
Fürsten könnten den ßund, den sie geschlossen hätten, auch 
wieder auflösen und den von ihnen geschlossenen Vertrag än
dern, - im konkreten falle dahin, da!3 dieser Vertrag fortan das 
Reichstagswahlrecht nicht mehr enthielt. Vergessen war dabei 
nur die Kleinigkeit, da!3 aus dem ßunde der deutschen fürsten, 
der allerdings der Reichsverfassung zugrunde lag, ein Reichs-. 
gese!s geworden war, und da!3 ein Reichsgese!s nur durch ein 
anderes Reichsgese!s wieder aufgehoben werden konnte. Als 
dieser Gedanke der vorübergehenden Auflösung des Reiches in 
der Luft schwirrte und erörtert wurde - selbstverständlich fand 
sich auch ein Professor des Staatsrechts, ein Herr von Jagemann 
aus Heidel'berg, der die ßismarcksche Theorie für vollkommen 
einwandfrei und absolut richtig erklärte -, da sagte ein sozial
demokratischer Redner im Reichstag zu ßismarck: Machen Sie 
die Reichsbude zu, so machen wir sie wieder .auf! Damals ent
stand über dieses Wort, das man für ein Erzeugnis krankhafter 
Selbstüberschä!sung hielt, ungeheure Heiterkeit. Als aber die 
Katastrophe von 1918 kam, da erwies sich, da!3 jener sozial
demokratische Redner - es war lgnaz Auer - ein Prophet vom 
Range Grillparzers gewesen war. Ende 1918 brach das ßis
marcksche Reich an den Fehlern seiner Str'uktur zusammen. 
Die Klage Bethmanns, da!3 Deutschland im Weltkrieg infolge der 
Unvollkommenheit seiner Verfassung unterlegen sei, ist durch
aus berechtigt. Die Reichsverfassung war auf eine gewaltige 
Persönlichkeit zugeschnitten, die das politische Denken für ein 
60-Millionenvolk übernommen halte, sie war zugeschnilten auf 
einen Monarchen, der ohne Eifersucht einen Minister, der die 
königliche Gewalt in Wirklichkeit ausübte, duldete. Sobald diese 
beiden Vorausse5ungen weggefallen waren, war das Reich in der 
Form, die ihm Bismarck gegeben halte, erschüttert. · 

Das war die leiste Ursache des Zusammenbruchs vom November 
1918, und das war die Ursache dessen, was dann nach dem Zu;., 
sammenbruch in die Erscheinung trat. Nehmen wir an, da5 
Frankreich oder England im Weltkrieg zusammenge)brochen 
wären wie Deutschland. Halten Sie es für möglich, da!3, wie es 
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ein Lieblingstraum Wilhelms II. war, das alie Burgunderreich 
wiedererstanden wäre, oder daß die Provence sich zu einem 
selbständigen Staat gemamt hälfe, oder dafi England in ein 
südenglismes und ein nordenglismes Reich zerfallen wäre? 
Kein Mensm wird auf den Gedanken kommen, etwas Derartiges 
für möglim zu hallen, weil in diesen Ländern, die durm tatkräf
tige Monarmen smon vor hunderten von Jahren geeint worden 
sind - nimt immer in einer den Moralhelden befriedigenden 
Weise -, ein Staatsgefühl bestand, und weil ein deutsmes 
Staatsgefühl in Deutschland nur hömst unvollkommen entwickelt 
war. In diesem lande, in dem man in erster Reihe Preufie oder 
ßayer oder Anhalliner oder Lipper und erst durm diese Staats
angehörigkeit Deutsmer war, konnte ein einheillimes Staatsge
fühl nicht aufkommen, und so haben wir es Ende 1918 erlebt, dafi 
da und dort an allen Grenzen des Reiches sim zentrifugale 
Tendenzen bemerkbar mamten, denen oft die ßeremnung zu
grunde lag: trennen wir uns vom Reime, bilden wir einen selb
ständigen Staat, den wir vielleicht unter den Smu!s der Sieger
mämte stellen, so können wir für unser besonderes Gebiet einen 
billigeren Frieden davontragen und können die Preufien, - nimt 
in ihrem fett schmoren, aber in ihrer Not allein lassen! Was 
haben wir im Rate der Volksbeauftragten damals nimt alles er
lebt! Da trugen sim im Osten Männer wie Herr von ßatocki und 
andere mit dem Gedanken der Bildung einer selbständigen Ost
deutsmen Republik, die aus Ostpreu5en, Westpreu5en, dem bei 
Deutsmland verbleibenden Teile Posens, Pommern und ßranden
burg bestehen solle. In Smleswig-Holslein spukte in vielen 
Köpfen der Gedanke einer Nordismen Republik. Wie sim die 
separatistismen Tendenzen im Westen des Reimes ausgewirkt 
haben, ist Ihnen bekannt. In ßayern kam der Gedanke auf, die 
österreimismen Alpenländer mit ßayern zu vereinigen und einen 
süddeutschen Staat zu gründen, der wahrscheinlim das erste 
Mitglied eines neuen Rheinbundes geworden wäre. Eines Tages 
kamen sogar die Smlesier zu uns und sagten, sie wollten eine 
besondere Smlesisme Republik gründen. In Obersmlesien waren 
nämlich separatistische Tendenzen aufgetaucht, und in dieser Zeit 
der allgemeinen Verwirrung erschreckte das in ßreslau derart, 
dafi man die Absonderungsbestrebungen, deren Gefährlimkeit 
man erkannte, nimt anders unsmädlich mamen zu können 
glaubte, als durm die Vereinigung sämtlicher Teile Smlesiens 
zu einer smlesismen, von Preufien getrennten Republik, die 
neutral werden sollte, nafürlim mit dem Vorbehall, später, wenn 
die Zeilen besser geworden seien, wieder zum Reime zurückzu
kehren. Ich werde niemals den Tag vergessen - es war der 
30. Dezember 1918 -, an dem ich als geborener Smlesier in den 
Rat der Volksbeauftragten nam ßreslau gesmickt wurde, um den 
Vertretern der separafisfismen Tendenzen entgegenzutreten, den 
Tag, an dem im in dem ehrwürdigen Rilfersaal des Rathauses 
mit den Herren - wie hie5en sie dom? - Reginek, Latacz 
und Werner, dem Generaldirektor von Smaffgotsm, der während 
des Krieges Alldeutscher und Vaterlandsparleiler gewesen war, 
gerungen habe, mit dem Erfolg, dafi sie smliefilich die Aussimts
losigkeil ihres Vorhabens erkannten und wütend die Konferenz 
verliefien. 
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Diese separalisiischen Tendenzen, mit denen wir damals vollauf 
zu lun hallen, waren, da einmal ein einheilliches Staatsgefühl 
fehlte und da die Verfassung direkt dazu erzog, dem engeren 
Gebiet, dem jemand angehörte, den Vorzug vor dem Ganzen des 
Reiches zu geben, erklärlich! Denn wie es damals mil uns stand, 
wissen Sie. Die Finanzen und die Wirlschafl waren zerrü!lel. 
Die Wirtschaft war auf die ßedürfnisse des Krieges umgestellt 
und mu5te jel5t von einem Tage zum anderen wieder auf die 
ßedürfnisse des Friedens umgestellt werden. Es fehlle an 
Rohstoffen, Halbfabrikaten, Lebensmilfeln und Kleidung. Die 
Blockade dauerte fort, und die Währung war bereits in hohem 
Mafle erschütlert. Und nun machte die Geschichte einen ganz 
allerliebsten Scherz. Wir Sozialdemokraten im Rate der Volks
beauftragten hälfen damals tatsächlich alles machen können. 
Wir hätlen die Sozialisierung des Groflgrundbesil5es dekretieren 
können. Die folge wäre nur gewesen, daß der ßoden nicht ein
mal die unzureichende Menge von Lebensmifleln hergegeben 
hätle, die er bis dahin zur Verfügung gestellf halfe. Und wo war 
dann das landhungrige Proletariat, das sich danach sehnte, seine 
eigene Scholle zu haben? Das war in Rufsland vorhanden, aber 
nicht in dem industriellen Deutschland, in dem seit Generalionen 
die jüngeren Bauernsöhne, die ländlichen Proletarier in die Stadt 
und in die Fabriken geströmt waren. Wir hätten damals die 
Groflinduslrie sozialisieren können, gewifl. Aber wir waren uns 
darüber klar: wenn wir das in einer Zeit gemacht hälfen, in der 
die Umstellung von der Kriegsproduktion auf die Friedensproduk
tion und die Wiedereinstellung der aus dem Kriege heimkehren
den Soldaten in die Fabriken erforderlich war, dann hälfen wir 
die Industrie in die unheilvollste Verwirrung gebrach!. Wir waren 
uns im klaren über das, was unmöglich, aber auch über das, was 
möglich war. Möglich und notwendig war die ßegründung der 
Demokratie, die es dem deutschen Volke ermöglichen sollte, sein 
Schicksal und die Erhalfung der Einheit des Reiches selbst in 
die Hand zu nehmen. Sie haben wir ins Auge gefa!3t. 

Unsere Bestrebungen waren von Erfolg gekrönt, und so hat die 
Sozialdemokratie, die ßismarck geha5t hat, wie nur er hassen 
konnte, sein Werk erhalfen. Das deutsche Volk zeigte gesunden 
Sinn. Wenn es sich in seiner furchtbaren Lage irgend einem 
Quacksalber anvertraut hätle, ganz gleich, in welchem polihschen 
Lager er stand, dann hälfe man ihm mildernde Umstände zu
billigen müssen. Aber es verlraule der Sozialdemokratie, und 
es hal nicht unrecht daran getan. Ist diese geschichlliche 
Leistung der deutschen Sozialdemokratie heule schon vergessen? 
Wo waren damals die früheren Machthaber? Wenn es nach dem 
Höchststehenden von Ihnen gegangen wäre, dann hätten wir die 
Regierung Deutschlands nach Amerongen verlegen müssen! 
Wo war damals ein Diktator? Es hat sich niemand um den Lorbeer 
der Diktatur gerissen. 
Dieser Tage las ich in der Zeitschrift „Die Tal" einen Artikel des 
bekannten Philosophen Professor Leopold Ziegler. Dieser Herr 
wurde vor der Ie15ten Reichstagswahl - ich wei!3 nicht, von 
welcher Partei - aufgefordert, ihren Wahlaufruf zu unterzeichnen 
und hafte darauf mif einer längeren Ausarbeitung geantwortet, 
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die er ieM in Artikelform p~bliziert hat. In dieser Antwort sagt 
er, das Gewissen verbiete es ihm schlechthin, sich überhaupt noch 
an Wahlen zu beteiligen. Er wendet sich an die, die mit ihm das 
Gesicht Deutschlands geistig prägen und einem neuen Zeitalter 
zur Geburt verhelfen wollen, mit der Mahnung, sich gleich ihm 
grundsä!51ich dem je!5igen politischen System zu versagen und 
zu warten, bis ihre Stunde geschlagen habe. Als Grund für die 
absolute Verdammung des politischen Systems der Gegenwart 
führt er an, dafi der heutige Staat von den Parteien beherrscht 
werde, dafi sein Parlament eine Auslese der Minderwertigkeit sei 
und die geistigen Menschen, die wenigen echten Vertreter des 
deutschen Volkes von Geistesgnaden, mit tödlicher Sicherheit 
von sich aussperre. 
Sehen Sie, verehrte Anwesende, da haben Sie in Reinkultur das, 
was man unter Krise des Parlamentarismus versteht. Denn wenn 
man von . einer Krise spricht, meint man nicht die technischen 
Schwierigkeiten, die das Parlament zu bewältigen hat, und die es 
nur schwer zu lösen imstande ist angesichts der Tatsache, dafi 
der Deutsche Reichstag eine antiparlamentarische Minderheit von 
weit über 200 Abgeordneten hat, sondern man meint damit die 
Krise der Grundlagen des heutigen Staates. Man meint also die 
sogenannte Parteiherrschaft, man meint damit die sysiematische 
Unzulänglichkeii der Demokraiie, man meini die Taisache, dafi 
nicht irgendein in den Wolken schwebender hochgestellfer Mann, 
der aufierhalb des poliiischen Kampfes steht, die Führer der deut
schen Nation bestimm!, sondern dafi sie aus den sich zu einer 
Mehrheit vereinigenden politischen Parteien hervorgehen. 
Wenn man diese Grundlagen des demokratischen Deutschlands 
als wurmstichig, als morsch, als nicht geeignet, das Gebäude des 
Staates zu !ragen, bezeichne!, so fa5! man das unter dem Begriff 
zusammen: die Krise des Parlamentarismus, die die einen durch 
die Rückkehr zum alten System, zum Obrigkeitsstaat, überwinden 
wollen, die anderen aber durch einen kühnen Sprung zur Diktatur. 
Nun könnte m. E. von einer Krise des Parlamentarismus doch nur 
dann die Rede sein, wenn allenthalben, wo das parlamentarische 
Regierungssystem besieht, eine solche Krise, ein Nagen an den 
Grundlagen der Verfassung in wachsendem Ma5e zu verzeichnen 
wären, und wenn andererseits überall dort, wo die parlamenta
rische Verfassung nicht besieht, eitel Glück und Zufriedenheit mit 
dem, was man hat, vorhanden wären; das eine ist aber so wenig 
der fall wie das andere. Sehen Sie .nach Amerika, nach England, 
nach Frankreich: in allen diesen Ländern ist von einer Erschütte
rung des Parlamentarismus rein gar nichts wahrzunehmen. Es ist 
heule Mode geworden, dafi sich, man möchte beinahe sagen: jede 

· Regierung ihr Häuflein Faschisten hält. Ich glaube, wenn ich 
Ministerpräsident wäre, ich würde auch in die Versuchung geraten, 
mir ein solches Häuflein, natürlich möglichst klein, von Narren 
zuzulegen, - als abschreckendes Beispiel! 

Ich glaube, dafi nichts so geeignet ist, die gro5en Massen ver
nünftig zu machen, wie der Anblick eines Häufleins von berufs
mä5igen Skandalmachern, von Hohlköpfen, von Menschen, die 
weifie Mäuse und Blindschleichen in die politische Arena bringen. 
Aber in allen diesen Ländern ist keine Abkehr der Massen von 
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dem Gedanken des Parlamentarismus absolut nicht wahr
zunehmen. 

Und wie ist es in den Ländern, die mit einer Diktatur gesegnet 
sind? Zwei von diesen Ländern, Litauen und Spanien, sind 
bereits aus der Reihe getanzt und erklären sich mit den gemachten 
Erfahrungen für befriedigt. Und wenn in Italien, in Polen und in 
Ruf31and jede Gesinnung verpönt ist, die die Existenzberechtigung 
des dori herrschenden Systems leugnet, wenn in diesen Ländern 
die elementarsten bürgerlichen Rechte mit fü[3en gefrelen und 
jedem Gegner des Systems versagt werden, wenn es keine Ver
eins- und Versammlungsfreiheit, wenn es kein Koalitionsrecht, 
keine Pressefreiheit gibt, wenn das herrschende Diktatursystem 
alle diese Rechte, die mit uns geboren sind, zum mindesten seinen 
Gegnern vorenthält, - läf3t das etwa auf grof3e Zufriedenheit der 
Massen der Bevölkerung mit dem herrschenden System schlie[3en 
oder auf das Gegenteil? Dem Manne, der das Regierungssystem 
seines Landes liebt, der ihm anhängt, braucht man doch alle diese 
Rechte nicht vorzuenthalten! Die Knebelung jeder Opposition Jäf3t 
die Angst, läBi die Ueberzeugung der Machthaber erkennen, daf3 
sie nicht jedem Bauern und jedem Bürger ihr Haupt in den Schof3 
legen können, daß sie sich nur durch die krasseste Gewalt be
haupten können. Todesurteil für angebliche Straftaten, die in 
demokratischen Ländern kaum mit Geldstrafen geahndet werden 
würden, sind kein Beweis für die Sicherheit der Verfassung, die 
durch solche Justiz- oder Nichtjustizexzesse geschübt werden soll. 

Wir sehen, daf3 in allen Ländern, denen es wirtschaftlich schlecht 
geht - und welchem lande mit Ausnahme allenfalls von Frank
reich ginge es denn heule auch nur befriedigend? -, in allen 
Ländern wenigstens, die nicht lange Zeit durch die Schule der 
Demokratie gegangen und deshalb politisch erzogen sind, für den 
schlechten Stand der Wirtschaft, insbesondere für die grof3e Ar
beitslosigkeit das Regierungssystem verantwortlich gemacht wird. 
Das kommt schlie[3lich auf das bekannte französische Wi!5wort 
heraus: Es ist heule verdammt schledites Weiter; nieder mit der 
Regierung! Viele Menschen fragen nicht danach: woher die wirt
schaftliche Krise, woher die Not, woher die Arbeitslosigkeit, son
dern sie machen für alle diese Miseren die am Ruder befindliche 
Regierung verantwortlich. Was besonders uns in Deutschland 
anlangt, so können wir sagen: die Gegner der Demokratie, die 
kein gutes Haar an ihr lassen, haben ein gewaltiges Glück, das 
zugleich das unsrige ist, daf3 sie nicht beherrschen. Denn sie 
würden nichts von alledem wenden können und hätten auch, wenn 
sie längst an der Regierung wären, keines von den Uebeln bei 
der Entstehung verhindern ,können, für die sie die herrschende 
Demokratie verantwortlich machen. Sie sagen auch klüglich kein 
Wort darüber, was sie zur Hebung der Krankheiten der Zeit tun 
würden, sondern vertrösten uns auf die Zeit nach dem Beginn 
ihrer Herrschaft. Ihrer Behauptung nach ist eine der Haupt
ursachen unserer Not die auswärtige Politik Deutschlands. 
Kennten diese Herren die Geschichte der Jahre von 1806 bis 1813, 
dann würden sie wissen, da[3 die vielberufene Erfüllungspolitik 
der Deutschen Republik, die angeblich ein Zeichen Jandesverräle-
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rischer Gesinnung ist, sich sehr wohl neben der Erfüllungspolitik 
Friedrich Wilhelms III. sehen lassen kann. Am ersten Jahrestage 
der Schlacht bei Jena hielt es Napoleon für angemessen und 
iaklvoll, eine gro5e Treibjagd auf ttasen auf dem Schlachtfeld 
von Jena zu veranstalten. Zu dieser Treibjagd lud er einen preu-
5ischen Prinzen ein, und Friedrich Wilhelm lll. brachte seinem 
gekrönten Feinde eine derartige Achtung entgegen - ein Jahr 
nach der vernichtenden Niederlage von Jena und Auersiädl! -, 
dafi er dem Prinzen befahl, die Einladung anzunehmen. Etwas 
Aehnliches ist in der Geschichte der Erfüllungspolitik der Deut
schen Republik nicht zu verzeichnen. Wir haben bisher auch noch 
nicht mit einem der ehemals feindlichen Staaten ein Militärbündnis 
geschlossen, das die Deutsche Republik verpflichlen würde, in 
irgendeinem Kriege einer der ehemals feindlichen Mächte ein 
deutsches Hilfskorps zu siellen. Auch das hat Friedrich Wilhelm III. 
zwischen 1806 und 1813, wie Sie alle wissen, fertiggebracht! 

Ich komme zurück zu Leopold Ziegler. Er fällf ein Verdammungs
urteil über die politischen Parteien und beweist damit, daf3 ein 
bedeutender Philosoph ein gänzlich unzureichender Politiker sein 
kann. Politische Parteien sind eine Notwendigkeit. ln einem 
polilisch mündig gewordenen Volke mufi auf einer gewissen Stufe 
der politischen Entwicklung das Parteiwesen mit Notwendigkeit 
entstehen. Denn wirkliche Parteien, die in Weltanschauungen 
wurzeln, verdanken ihre Entstehung nicht irgendwelchen Launen, 
nicht irgendeinem genialen Agitator, sondern sie sind wirtschaft
lich bedingt. Die Elemente der Politik sind nicht die Individuen. 
Die ßevölkerung besieht niclli aus einzelnen Menschen. Gleiche 
Lebensverhältnisse erzeugen einheitliche Anschauungen. Elemente 
c!er Politik sind Gruppenkräfte und die Gruppen, die sie tragen. 
Wer im Staat oder in der Wirtschaft mit mehr oder weniger abso
luter Gewalt über eine grö5ere oder kleinere Zahl von Menschen 
gebietet, der hat das dringende ,Interesse daran, um sich die Aus
iibung seiner tterrschaff zu erleiclltern, sich selbst als gottgewollte 
Autorität hinzustellen. Er kann sich den Staat nicht anders vor
stellen als den abgegrenzten Teil des Wirtschaftsgebietes, auf 
dem er dominiert. So wie er, beispielsweise in seinem ßetriebe, 
die tterrschaft ausübt, so wünscllt er auch den Staat eingerichtet 
zu sehen, mit anderen Worten: ein Mensch, dessen berufliche 
Tätigkeit so bescllaffen ist, ist prädestiniert für konservative 
Gesinnung. 

Ein anderer, dessen Wirtscllaft am besten gedeiht, wenn der 
Staat ihm in die Ausbeutung seiner Arbeiter und Angestellfen 
nicht hineinredet und seine freien Kräfte nicht unterbindet -
Subventionen läf3t er sich darum selbstverständlich, wenn es ihm 
schlechter geht, sehr gern gefallen -, jemand, der auf dem Stand
punkt steht, da5 das treibende Moment der Wirtschaft das freie 
Spiel der Kräfte zu sein hat, und daf3 der Staat keine andere 
Aufgabe hat, als da, das Eigentum zu schü!sen und zu sichern, 
der wird liberalen Grundsä5en huldigen. Er wird wichtige poli
tische Rechte für seine Klasse in Ansprucll nehmen, aber nur für 
sie; den Bevölkerungsschichten, deren Interessen mit den seinigen 
im Widerstreit stehen, gesteh! er neben der Zweischneidung Be
freiung von wirtschaftlicher ßindung nur Schein- oder bestenfalls 
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Halbrechte zu. Die Massen der Bürger, denen die konservative 
Anschauung die Aufgabe zuerteilt, Objekt der Herrschaft zu sein, 
während die liberale Weltanschauung ihnen eine Freiheit zu
erkennt, bei der sie das Recht hctben, zu verhungern, haben den 
Wunsch, selbst Hammer und nicht Ambos zu sein. Sie wollen die 
Herrschaft im Staate erlangen, sie verlangen krafi ihrer Ueber
zahl, die allein schon genügt, ihnen bei gleichmäf3iger Ausstattung 
der Bevölkerung mit politischen Rechten die Herrschaft zu er
langen, ein möglichst weitgehendes Wahlrecht der Massen, und 
die Bestimmung der Politik durch die Mehrheit. Das ist die 
demokratische Weltanschauung. Und es ist kein Zufall, daf3 in 
allen Ländern, in denen der Kapitalismus eine bestimmte Stufe 
der Entwicklung erlangt hat, also diejenige Wirtschaftsweise, in 
der den nichtarbeitenden Eignern der Produktionsmittel die ar
beitenden Nichteigner gegenüberstehen, sozialistische Parteien 
entstehen, die mit den ihnen anhängenden Massen sich klar 
darüber sind, daf3 das Proletariat aller Länder gegenüber den 
Ausbeutern aller Länder solidarisch ist, von der Geburtsstunde 
an nicht nur demokratisch, nicht nur sozialieisch, sondern auch 
international denken. 
Man muf3 sich aber davor hüten, mit der Aufdeckung der wirt
schaftlichen Bedingtheiten der Parteien als erwiesen anzusehen, 
daf3 die Parteistellung jedes einzelnen lediglich durch seine In
teressen bestimmt ist. Ganz im Gegenleil stehen in allen Parteien 
- und in den meisten an der Spi(se - Männer und Frauen, die 
durch ihre Klassenlage nicht zu der Partei getrieben werden, der 
sie ihre Dienste leisten, Männer und Frauen, die bei einem Wider
streit zwischen ihren persönlichen Interessen und den Inleressen 
der Parlei, der Klasse, der sie dienen, ohne jedes Bedenken das 
eigene Inleresse preisgeben. Wie man auch den Gedanken und 
die Schluf3folgerung ablehnen muf3, daf3 jede Partei nichts anderes 
bezweck! als ihr eigenes Gedeihen. Jede Parlei, die eine Welt
anschauungspartei ist, ist genau so egozentrisch wie der Mensch. 
Ihre Bekenner sind der festen Ueberzeugung, daf3 die Verwirk
lichung ihrer Parleibestrebungen dem Gemeinwohl dient und allein 
dem Gemeinwohl dient, daf3 die Verwirklichung ihrer Partei
bestrebungen geeignet ist, das Volk zu befreien, es zufrieden und 
wohlhabend zu machen. Gerade dadurch unterscheiden sich Par
teien von denjenigen Gebilden, die man höchst wohlwollend 
Splillerparleien nenn!, die aber in Wirklichkeit nur Gruppen ,zur 
Befriedigung höchst fragwürdiger und engherzieger Interessen 
sind. 

Dieses ganze Kapilel der geschichtlichen und psychologischen 
Bedingtheit der Parteien scheint Herr Professor Leopold Ziegler J 
noch niemals aufgeschlagen zu haben, und damit wird eigenllich 
auch schon ad absurdum geführt, was er über die gegenwärtige 
Gestalt des Deutschen Reichstages sagt. Wenn er sich in einem 
so grundlegenden Irrtum über die Anfangselemente der Poliiik 
befindet, dann kann er keinen Glauben dafür beanspruchen, daß 
500 Männer seinesgleichen - und er gehör! unzweifelhaft zu der 
geistigen Auslese des deutschen Volkes auf dem Gebiele der 
Philosophie - einen besseren Reichstag darstellen würden als 
der gegenwärtige. Das Parlament soll - und das hat Herr 
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Ziegler nichl erkannt - kein Rat der Weisen sein. Wenn es 
möglich wäre, die 500 feinsten Köpfe auf dem Gebiete der 
Wissenschaft und der Kunst zu einem Parlament zusammenzu
bringen, so würde dieses Parlament arbeitsunfähig sein; denn 
es würde aus 500 Individualitäten bestehen, aber nicht aus Expo
nenten gesellschaftlicher Kräfte. Die Richtigkeit dieses Sal5es 
sehen wir im kleinen an dem in der Regel eintretenden vollstän
digen Versagen geistig hochstehender Männer, Führer der 
Wissenschaft, die sich in das Parlament verirrt haben. Die Histo
riker Treitschke und Mommsen waren jeder in seiner Art hervor
ragende Männer der Wissenschaft. Der Gese!5gebung des Deut
schen Reiches haben sie in langjähriger parlamentarischer Tätig
keit ihren Stempel nicht aufzudrücken vermocht, und nicht anders 
verhält es sich mit dem Mediziner Virchow, mit dem gro5en Straf
rechtler Liszt und dem Nationalökonomen Schull5e-Gäverni!5. Die 
Männer der Wissenschaft, die auch im Parlament eine gute Figur 
gemacht haben, sind an den fingern einer Hand zu zählen. Also 
auch das Heilmittel eines Parlaments von auserlesenen Männern 
ist ein Traum und nicht einmal ein schöner Traum. Ein solches 
Parlament, wie es Herr Ziegler für ideal hält, würde tatsächlich 
der Totengräber des Landes werden. 

Welche Folgerung wird aus der angeblichen Krise des Parlamen
tarismus gezogen? Die einen sagen: zurück zum alten Staat. 
der ihnen, obwohl er erst vor etwa 12 Jahren gestürzt ist, schon 
vollkommen verklärt erscheint. Man wei!3 nichts mehr von der 
Aechtung ganzer Klassen der ßevölkerung, ganzer Nationalitäten. 
ganzer Konfessionen, man erinnert sich ganz und gar nicht mehr 
daran, da5 dieser Staat gleich zu Anfang des Krieges auf alles 
das hatte feierlich Verzicht leisten müssen, was er bis dahin mit 
solcher Meisterschaft getrieben hatte: auf die Politik der Nadel
stiche. Alles, was eigenllich die Regierung der wilhelminischen 
Zeil ausmachte, die Knebelung des Arbeiters, die Aechtung jeder 
freien geistigen Richtung hörte damals auf. Ich kenne keine Par
teien mehr, ich kenne nur noch Deutsche, sagte damals Wilhelm II. 
und machte dabei eine Anleihe bei dem Freiherrn vom Stein. Er 
verzieh auch allen denen, die ihm Böses getan hatten, hielt aber 
seinerseits nicht für nötig, um Verzeihung für eigene Sünden zu 
bitten, obwohl er allen Anla5 dazu hatte. 

Zurück zum alten System! Wie war sein leitender Spruch? Su
prema lex regis volun!as, das höchste Gese!5 ist der Wille des 
Königs. War es wirklich so? War ein Mann, der zu systematischer 
Arbeit so unfähig war wie Wilhelm II., imstande, in alle Einzel
heiten der Verwallung hineinzublicken, auch nur die wichtigeren 
A.ngelegenheilen sachgemä5 zu erledigen? Gott sei Dank, da!3, 
er dazu nicht imstande war! Denn wenn er Politik machte, wie 
beispielsweise bei dem berühmten Daily Telegraph-Interview, 
dann krachten die Scherben nur so, als ritte ein Husarenregiment 
über den Töpfermarkt! Die Erinnerungen ßülows zeigen fast auf 
jeder Seife, wie wenig Wilhelm Jil. zu einer politischen Rolle 1ie
fähigt war. Der Wille des Königs war nicht das höchste Gese!5. 
Als die furchtbaren Randbemerkungen bekannt wurden, mit denen 
Wilhelm II. in den lel5fen Tagen vor dem Kriegsausbruch die 
Berichte seiner Gesandten versehen halle, schrieb Graf Westarp 
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in der „Kreuzzeilung", wenn diese Randbemerkungen und die in 
ihnen erleillen Anweisungen an das Auswärlige Ami befolgl wor
den wären, dann würde Deulschland davon schweren Schaden 
gehabl haben. Aber darin habe sich gerade die Vorlrefflichkeil 
des allen Syslems gezeigl, da5 kein Mensch daran gedachl hal, 
auf diese Anweisungen elwas zu geben. Ein monarchislisches 
Syslem, dessen Vorlrefflichkeil sich darin äu5erl, da5 man sich 
um den Willen des Monarchen nichl kümmerl, schein! mir ein 
Widerspruch in sich selbst zu sein. Aber nach au5en hin sland 
der unveranlwortliche Monarch unerschütterlich da, der das 
Dalent in der Wiege, mit seiner Oeburl, empfangen hatte, der die 
Minisler nach seinem Ouldünken auswählle, die Minisler, die 
immer wieder mit S!olz erklärten: so lange wir das Vertrauen 
unseres königlichen und kaiserlichen Herrn genie5en, slehen wir 
an dieser Slelle! Sie liefsen sich in dem Slolz, den sie darüber 
empfanden, nichl dadurch beeinträchligen, dafs es einmal vorkam, 
dafs ein Minisler seines Amles enthoben wurde, weil er dem 
kaiserlichen Dackel, der ihm zwischen die Beine kam, einen fufs„ 
!ritt verse!5f hatte. 

Nach aufsen hin also die Herrschaft des Monarchen. Die preu
ßische Krone, so rief Bismarck aus, soll kein loler Bestandteil 
der preufsischen Regierungsmaschine werden! Scheinbar war der 
Träger dieser Krone vom Darlamenl vollkommen unabhängig. Ein 
Mi5trauensvolum gegen Minisler gab es nichl, und wäre es ein
gebracht und mil der erdrückendslen Mehrheit angenommen wor
den, dann hätte das für das ministerielle Dasein des davon 
betroffenen Ministers nicht die geringsle folge gehabt. Sein 
ministerielles Dasein wäre nicht um eine Minute abgekürzt wor
den. Denn wir haben gesehen, dafs das Deutsche Reich leisten 
Endes nur ein vergröfserles Dreufsen war, und in Dreufsen herrschte 
dank dem Dreiklassenwahlsystem eine begrenzte und beschränkle 
Kaste, von der ich nicht weifs, ob Herr Ziegler in ihr das Ideal 
der Oeisligkeit erblickt hat oder erblickt, nämlich der oslelbische 
OrunQbesi!s. Dank des Dreiklassenwahlrechts waren die Ver
treter des ostelbischen Orundbesi!ses im Besi!s der unbeschränklen 
Herrschaft über den Staat. Denn die konservativen Darleien des 
Dreu5ischen Landtags im Bunde mit den erlauchten Herren vom 
allen verschuldeten Orofsgrundbesi!s, wie Eugen Richter sie ge
tauft hat, den Herren, die hier in diesem Saale sa5en - hoffent
lich geralen sie im Grabe nicht in rotierende Bewegung darüber, 
da5 der Saal je!5f zu anderen Zwecken als zu schlecht besuchten 
Herrenhaussi!sungen benu!st wird -, bildeten die junkerliche Mehr
heit des Dreufsischen Abgeordnetenhauses und des Dreufsischen 
Herrenhauses, welche beiden Darlamenle den Dreufsischen Landtag 
bildeten. Diese Herren waren die wahren Herrscher. 

Nun kommt aber die Unsittlichkeit und Verlogenheit des dama
ligen Syslems. Nach aufsen hin trugen die wahren Herrscher 
nicht die geringste Verantwortung. Sie konnlen tun und lassen, 
was sie wollten. Ein Mifslrauensvofum des Parlaments berührte 
wie gesagt den Minister nicht. Aber wer :bei den Konservativen 
in Ungnade gefallen war, der konnle sich nicht im Besi!s der 
Macht hallen. Da gab es durch die Verbindung mit dem Schwert
adel und durch die Verbindung mit dem Hofadel lausend Mög-
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lichkeiten zur Entfernung eines mif3liebig gewordenen Staats
mannes. Man braucht blof3 die Namen Caprivi und von Heydn
Cadow zu nennen, um Beweise dafür zu haben, mit welchen In
trigen und Hinterhältigkeiten der Kampf gegen mif3liebig gewor
dene Minister von dieser Seile geführt wurde. Nach auf3en hin 
muf31e es freilich stets so aussehen, als ob der Minister forlan 
nicht mehr das königliche oder kaiserliche Verlrauen für die 
Ausübung seines Amtes besaf3 und daf3 hierin der Grund seiner 
Ausschiffung lag. 

Diese Unklarheit in der polilischen Verantwortung, diese Veranke
rung der politischen Macht in einem Kreise, der nach auf3en hin 
nicht hervortrat - nicht umsonst hat man Herrn von Heydebrand 
und der Lasa den ungekrönten König von Preuf3en genannt -, ist 
schlief31ich der Ie!5te Grund des Weltkriegs. Nur ein Staat mit 
einer so unklaren Verfassung, nur ein Staat, in dem diejenigen, 
die die polilischen Geschäfte besorgten, im Parlament keine Ver
antwortung hatten, und in dem die wahren Schuldigen, die wahren 
Herrscher, die Männer, die in Wirklichkeit das Rad der Geschichte 
drehten, nach auf3en hin gar nicht in die Erscheinung traten, -
nur in einem solchen Staat war es möglich, daf3 man, um mit 
Herrn Tirpi!5 zu sprechen, in den Krieg hineinschlidderte. Was 
für eine furchtbare Anklage liegt in diesem Wort, in der Be
hauptung, daf3 eine Regierung, ohne es zu wollen, durch Un
geschicklichkeit, durch eine verhängnisvolle grenzenlose Getrübt
heil des politischen Blickes und des Urteils in einen Krieg hinein
geraten ist, den sie in Wirklichkeit nicht gewolll hat! Das waren 
die folgen des Systems. Wir wissen heute, daf3 man in den 
Kreisen, die Wilhelm II. am allernächsten standen, schon seit 
Jahren die frage aufgeworfen hafte: ist dieser Mann bei Ver
nunft, muf3 man ihn nicht für geisteskrank halten? Und tro!5dem 
war dieser Mann in der Lage, am 5. Juli des Jahres 1914 - und 
damit begann das Elend - bei einem frühstück in Potsdam dem 
österreichischen Gesandten die Zusicherung zu geben: was auch 
Oesterreich mit Serbien anstellen wolle, die deutsche Armee 
werde immer an der Seite der Oesterreicher stehen. Dieses 
Versprechen wurde in Abwesenheit des Reichskanzlers Herrn von 
Bethmann-Hollweg gegeben. Damit fing das deutsche Unglück 
an; denn was die österreichischen Machthaber, die zum Kriege 
mit Serbien entschlossen waren, den sie in ihrer Verblendung 
allerdings lokalisiert führen zu können hofften, mit dieser Zu
sicherung angefangen haben, welche Schluf3folgerungen sie aus 
ihr gezogen haben, das wissen wir zur Genüge. Graf Berchtold, 
der Auf3enminister von Oesterreich-Ungarn, fühlte sich im Besi!5 
dieser kaiserlichen Erklärung so sicher, daf3 er auf die frage 
eines Diplomaten, was die österreichische Regierung tun werde, 
wenn Serbien das österreichische Ultimatum in allen Punkten an
nehme, lächelnd zur Antwort gab: dann werden mir hall einen 
anderen Vorwand zum Einrücken in Belgrad ausfindig machen 
müssen. 

So berichtet Bülow. 

Wie war es nach der Kriegserklärung, nachdem die Welt in 
Brand geraten war? Am Rande der Depesche, die den Eintritt 
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Englands in den Krieg meldete, machte Wilhelm II. eine ßemer
kung, die erkennen läfit, dafi er damals das hatte, was der Medi
ziner und der Jurist ein dilucidum intervallum, einen lichten 
.Augenblick, nennen. 

Er schrieb zornig an den Rand: echt englisch; zunächst voll
kommene Unparteilichkeit zeigen und dann, nachdem man den 
Gegner eingewickelt und sicher gemacht hat, ihm das Ne!5 über 
den Kopf werfen, um ihn wirtschaftlich und politisch zu vernichten. 
Erblickt man aber in der Doliiik während des Krieges eine Spur 
von dieser klaren Erkenntnis, wie gefährlich die Feindschaft Eng
lands, wie gefährlich ein Krieg mit England sein muf3te? Davon 
ist keine Rede! In der Führung der Politik Deutschlands während 
des Krieges traten zwei Fehler in die Erscheinung, von denen 
man nicht weifi, welcher von beiden der gröfiere ist. Man über
schä!5!e die eigenen Kräfte, und man unlerschä!5te die Kräfte der 
anderen. Man war romantisch veranlagt. Sowie man sich in den 
Krieg hineingeredet hatte durch die romantische Vorstellung von 
der Notwendigkeit, Nibelungentreue zu wahren, so hielt man es 
für denkbar, dafi man mit einigen wenigen U-ßooten die ganze 
Handelsflotte der Welt, die der Entente zur Verfügung stand, 
werde torpedieren und auf diese Weise England aushungern 
können. 

Und wie schä!5le man das Hunderlmillionenvolk der Amerikaner 
ein? Ich war selbst zugegen, als einer der wilhelminischen Staats
männer, der Staatssekretär im Reichsmarineamt Herr von Capelle, 
im Hauptausschufi des Deutschen Reichstags zur Empfehlung des 
unbeschränkten U-ßootkriegs sagte: Amerika werde in den Krieg 
eintreten, nun ja, aber was sei Amerika? Amerika habe erstens 
keine Mannschaften. Wenn es Mannschaften aufbringe, dann habe 
es kein Ausbildungspersonal, und wenn es Ausbildungspersonal 
habe, dann habe es keine Möglichkeit, die ausgebildeten Mann
schaften auf den Kriegs.schaupla!5 zu werfen; es habe keine ge
nügende Transportflotte. Und wenn es eine genügende Transport
flotte habe, was könnten sich dann unsere U-ßoote besseres wün
schen, als das Herannahen dieser Transportflotte an die Küste 
Europas, damit sie die einzelnen Schiffe wegtorpedieren könnten? 
Die Berechnung scheint nicht ganz richtig gewesen zu sein, wenn 
man sich vergegenwärtigt, dafi im März 1918 bereits 1200000 mili
färisch gut ausgebildete und ausgerüstete Amerikaner auf dem 
Festlande gestanden haben. 

Dieselben dilelfantischen Vorstellungen machten sich bei der 
Gründung des selbständigen polnischen Staates gellend, die durch 
das ßedürfnis und durch die Vorstellung wachgerufen worden 
sind, dafi man auf diese Weise zu einer verbündeten polnischen 
Armee von gewal!igen Ausmafien werde kommen können. Man 
glaubte ernsthaft, dal3 die Dolen kein glühenderes Ziel kennen 
würden, als sich an der Seile der deutschen und österreichischen 
Truppen zu verbluten! 
Und schlie{31ich ereignete sich miilen im Kriege das, was für den 
Obrigkeitsstaat in alle Ewigkeit hinein kennzeichnend sein wird: 
dal3 er auf Michaelis als Reichskanzler kam, einen Mann, der sich 
niemals mit Dolilik befa{31 halle. Michaelis wurde ausgewählt, 

15 



weil er der Obersten Heeresleiiung, in deren Hände die poHiische 
Gewall übergegangen war - man denke: in die Hände Luden
dorffs, der seinen politischen Intelleki je!sf durch den Kampf gegen 
das freimaurerium beweis!, das ihm als die Wurzel alles Uebels 
erscheini -, die Garantie für absoluie Unschädlich,keii und Will
fährigkeii bot. Und es kam, wie es kommen mu5ie: das System, 
das heute vielen Menschen wieder so ausgezeichnei erschein!, 
dafi sie es wiederhersiellen möchien, slürzte zusammen, und ein 
nlles Wort der Römer bewahrheitete sich wieder einmal: vis con
silii expers mole ruit sua, Gewali ohne Einsicht brich! zusammen, 
durch eigene Schwerkraft Ganz zule!5i, als der Obrigkeiisslaai 
schon fast in der Agonie lag, da halie er auf einmal wieder einen 
lichten Momeni: da wollle er schnell noch in die Demokratie über
leiten, da schimmerte ihm der Gedanke auf, da5 das Verhauen 
auf die eigene Kraft die Massen des deutschen Volkes befähigen 
könne, weiter im Siurm auszuharren, und es ereignete sich, was 
heuie schon wieder vergessen isi, da5 Ludendorff die Herren 
vom pommerschen Gro5grundbesi!5 im Dreu5ischen Herrenhaus, 
die Gro5en der Nation, die sich gegen die Annahme des Reichs
tagswahlrechts für Dreu5en sträubten, beschwor, binnen 24 Siun
den die Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und ge
heimen Wahlrechts in Dreu!i;en zu bewirken. 

Es half nichis mehr, es war zu spät. Der Zusammenbruch kam. 
Zur Zerschlagung des Obrigkeitssiaales isi nichi mehr Krafi auf
gewandt worden und brauchte nicht mehr Kraft aufgewendet zu 
werden, als ein Faustschlag gegen eine Mauer darstellf. ßrach 
die Mauer zusammen, so deshalb, weil sie brüchig war, nicht in
folge der Wucht des Schlages. Und je!5! sollen unsere Leiden, 
die durch den Obrigkeilsslaat herbeigeführt worden sind, durch 
die Wiederherstellung dieses selben Obrigkeilsslaales auf den 
Grundlagen, die er früher gehabt hai, beendigt werden können! 
Auf welchen Grad von Kurzsichtigkeit, auf welchen Grad von 
Idiotie der Massen spekulieren die Nu!5nie5er des zusammenge
brochenen Systems, die sich solchen Träumen hingeben! Ver
gessen wir dabei nicht: diese Menschen sind immer noch klarer 
und zielbewu5ier, als es die Nalionalsozialislen sind, deren sich 
die Möchlegernrestauraloren als Slü!5e zu bedienen gedenken. 
So wie den deuischen Unternehmern die ungtücklichen Arbeiter, 
die den Nationalsozialisten auf die Leimrute gegangen sind, als 
wirlschaflliche Hilfstruppe im Kampfe gegen die Gewerkschaften 
erwünschi sind, so gedenken sich die Anhänger des Obrigkeils
slaales der Nationalsozialisten als politischer Schu!5truppe zur 
Wiederherstellung des Obrigkeitsstaates zu bedienen, und sie 
mi5brauchen dabei die Millionen von Nationalsozialisten, die nicht 
durch eine Vorliebe für irgendein politisches System in dieses 
Lager gekommen sind, sondern einfach dadurch, da5 sie sich in 
ein zur Wahrung ihrer Interessen gänzlich ungeeignetes Partei
gebilde verirrt haben, weil ihr Magen leer war und infolgedessen 
ihre Urieilskrafl geirübt. 
Die Nationalsozialisten, die heule so tun, als ob sie die wahre 
Macht im Lager der Gegner der Republik wären, während sie 
tatsächlich die Gemi5brauchlen sind, schwärmen für die Diktatur. 
Etwas ganz Neues soll kommen. Ein golibegnadeier Mann, der 
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seine Anwartschaft nicht der Abstammung von fürsllichen Ellern 
dank!, wenigstens nicht zu danken brauch!; aber wenn kaiserliche 
und königliche Prinzen in den Reihen der Nazis ebenso will
kommen sind und bejubell werden, wie Gro!3grundbesiher und 
Oro!3induslrielle, so wird man wohl annehmen dürfen, da!3 die 
Nalionalsozialislen auch gegen einen Monarchen von Gottes
gnaden schlie!31ich keine grundsähliche Abneigung haben würden. 
Der Reller soll jedenfalls ein Mann sein, den das Schicksal, den 
ein gütiger Goll seinem Volke zum Führer bestimm! hat, und der 
sich nicht auf die Volksmehrheit stühl. Dieser Mann soll imstande 
sein, alle No! unserer Zeil zu wenden. Quelle der Gesehgebung 
soll er allein sein. Uns glücklich zu machen, soll allein seine, 
nicht unsere Sache sein. Ich sagte schon, da!3 mir diejenigen ge
fährlicher als die Nalionalsozialislen zu sein scheinen, die die 
allen Zustände wieder herstellen wollen. Darum will ich aber 
durchaus nicht die Harmlosigkeit der nalionalsozialislischen Be
wegung garantieren. Die Nalionalsozialislen würden, auch wenn 
sie nur einen erfolglosen, noch vielmehr aber, wenn sie einen 
erfolgreichen Putsch machten, dessen Früchte sie meiner Ueber
zeugung nach nur nicht genie!3en würden, sehr gro!3es Unheil an
richten. Da!3 die Diktatur nur auf revolulionärem Wege begründet 
werden kann, ist klar, und was ein revolutionärer Schlag zum 
Zwecke oder gar mit dem Erfolge der Herstellung der Diktatur 
bedeuten würde, davon haben wir nach dem 14. September einen 
kleinen Vorgeschmack bekommen. Ein solcher Putsch, namentlich 
wenn er glückte, würde in der Zeit grö!3ter Kapilalknappheil die 
sofortige Zurückziehung aller ausländischen Kredite und die Vor
enthallung neuer zur folge haben. Er würde weiter eine ins Ma!3-
fose gesteigerte erneute flucht deutschen Kapitals über die 
Grenze bedeuten, die auch der nationalsozialistische Diktator im 
Zeilaller des Flugverkehrs nicht würde verhindern können. Mit 
anderen Worten: ein erfolgreicher Putsch würde die Arbeitslosig
keit ins Ungemessene vermehren und die deutsche Währung 
völlig in den Abgrund stürzen. Die nächste folge würde ein voll
ständiger Abbau der Sozialpolitik sein, da ihre Kosten nicht auf
zubringen sein würden. Ich möchte es geradezu tragisch nennen, 
da!3 Millionen von Proletariern nalionalsozialislisch wählen, ob
wohl die Verwirklichung der Ziele dieser Partei ein gesteigertes 
Elend für sie zur folge haben würde. 

Genossinnen und Genossen! Wenn Sie mir in diesen meinen 
Darlegungen von der Gefährlichkeit eines nationalsozialistischen 
Putsches für unsere schon so stark erschüllerte Wirtschaft fol
,gen, dann werden Sie, glaube ich, für die jehige Politik der sozial
demokratischen Reichstagsfraktion Verständnis bekommen. Wir 
wissen genau, da!3 diese Politik alles andere denn populär ist, 
aber wir wissen auch, da!3 wir alles daran sehen müssen, um das 
Chaos zu verhindern, das der allerbeste Nährboden für einen 
nationalsozialistischen Putsch sein würde, und da können wir nicht 
11ach Popularität fragen. Popularität erwirb! man zu dem Zwecke, 
sie dann, wenn es sein mu5, aufs Spiel zu sehen. 

Wer soll Diklalor werden? Im demokratischen SI aal kann man 
sich darauf verlassen, da!3 das Volk, das frei geworden ist, auch 
diejenigen Männer zu finden wissen wird, denen es seine füh-
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rung anvertrauen kann, und solche kaltstellen wird, die sich als 
ungeeignet erweisen. Man kann auch auf dem Standpunkt stehen, 
da5 im Obrigkeitsstaat der von Gott erleuchtete Monarch immer 
dafür sorgen wird, da5 der Repräsentant des Staates die nötige 
politische Einsicht besi!st, obwohl die geschichlliche Erfahrung be
weist, da5 unter den Instrumenten der Vorsehung sehr viele ge
wesen sind, die nicht gerade hervorragend waren. Aber bei der 
Diktatur ist doch die Persönlichkeit alles! Wer soll denn nun 
der Diktator sein? Sieht man ihn? Soll es Hitler sein? Die 
Männer, die ihn auf das genaueste kennen, sagen, da5 er eine 
mehr und mehr in die Erscheinung tretende Aehnlichkeit mit Wil
helm II. aufweist. 

Ich habe mir die Herren von der nationalsozialistischen Reichs
tagsfraktion genau daraufhin angesehen, wer etwa unter ihnen 
das Zeug zu einem Diktator haben könnte, aber ich habe mich. 
weder entscheiden können, Herrn Strasser die Palme zu reichen. 
noch Herrn Frick oder Herrn Stöhr oder auch Herrn Goltfried 
Feder. 

Ich sehe den Diktator nicht. 

Weiter! Welches Ziel soll denn der Diktator haben? Die Diktatur 
ist ein politisches Institut, das von den alfen Römern geschaffen 
worden ist. In kritischen Zeiten haben die Römer die gesamte· 
Gewalt in die Hände eines Diktators gelegt. Sie waren aber so
klug, seine Amtszeit auf die Dauer von 6 Monaten zu begrenzen,. 
und sie haben ihn nur zur Erfüllung einer einzigen politischen• 
Aufgabe mit politischer Allmacht ausgestattet. In dieser Be-· 
grenzung mag die Diktatur zu ertragen sein. Aber welches soll: 
denn nun die eine Aufgabe sein, die der nationalsozialistische 
Heiland zu lösen hat? Soll er etwa, wie die Herren in Versamm
lungen so gern versichern, der neue Armin der Cherusker sein,. 
der das deutsche Volk in den Befreiungskrieg führt? Woher 
soll er die Truppen und das Geld dazu nehmen? Ich kann mir 
denken, wie sich diejenigen Kreise der deutschen Bevölkerung,, 
die noch Kriegsanleihe zeichnen können, zu den Zeichnungsstellen. 
drängen werden. 

Nach den Erfahrungen, die die Gläubiger des Deutschen Reiches 
nach dem Kriege gemacht haben, ist das durdrnus wahrschein
lich! Woher will der Diktator zur Kriegsführung die Bundes
genossen nehmen? Sollfe er etwa meinen, da5 sich die Ge
schichte wiederholt, und da5 das Deutsche Reich aus der Asche 
von Versailles ebenso wie ein Phönix hervorgehen wird wie das 
preu5ische Volk im Jahre 1813 aus der Asche des Brandes von 
1806/077 In diesem Falle würde er eine Kleinigkeit übersehen .. 
Im Jahre 1813 war Oesterreich durch. Napoleon fast gar nicht und 
Ru5land überhaupt nicht erschüttert. Diese beiden Oro5mächte · 
standen vollkommen intakt da, als der Krieg von 1813 begann. 
Wo sind die möglichen Bundesgenossen heute? Damit, da5 man 
Italien die Ehre erweis!, es zu einem uns geneigten Bundes
genossen zu ernennen, und daß man ferner, weil man weilt da5. 
Italien, dessen Küsten von den weittragenden englischen Schiffs
geschü!sen bedroht sind, gegen England nicht Krieg führen. kann,. 
auch England als einen möglichen Bundesgenossen bezeichnet,. 
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werden diese Länder noch keineswegs ßundesgenossen des Deut
schen Reiches. Man macht sich in Ilalien die Rodomontaden der 
Nationalsozialisten bei politischen Streitigkeiten mit Frankreich 
gern zunu!'.,e, aber denkt weder in Rom noch in London daran, 
um der schönen Augen der Nazi willen noch einen Krieg zu 
führen. Ich glaube, England und Italien haben an dem le!'.,ten noch 
genug, obwohl sie zu den Siegern gehört haben. 

Und wie würde der nalionalsozialistische Diktator Innenpolitik 
treiben? Um das zu wissen, brauchen wir nur nach Italien, nach 
Polen und nach Rufiland zu sehen. Denn anders kann ein Dikta
tor gar nicht regieren, als mit dem Maulkorb, mit der Peitsche 
und mit dem Henkerbeil. Wenn die Herren Nationalsozialisten 
von den Köpfen sprechen, die rollen werden und von den La
ternenpfählen, an die die politischen Gegner gehängt werden 
sollen, dann glaube ich ihnen das aufs Wort. Es ist auch das 
einzige, worauf sie sich mit Meisterschaft verstehen würden. Das 
beweisen die Fememorde, und das beweisen die täglichen Atten
tate, die von ßuben aus ihren Reihen gegen Anhänger politisch 
ihnen feindlicher Richtungen begangen werden. Das würden sie 
können! Aber schlie5lich heilt man politische Krankheiten nicht 
damit, dafi man einige verha5te Menschen um einen Kopf kürzer 
macht. Die Unterdrückung jeder gegnerischen Richtung würde 
das Charakteristikum einer nationalsozialistischen Diktatur sein 
und ferner die Erteilung eines Freibriefes zur Ermordung aller 
irgendwie mi5liebigen Führer der breiten Massen des Volkes. 
Das Parlament soll abgeschafft werden. Was bedeutet das? 
Genau dasselbe, was es in Italien bedeutet, wo aus dem Parla
ment eine Horde von Menschen ohne Willen, oder wenn sie Willen 
haben, ohne den Mut und die Fähigkeit, ihrem Willen Ausdruck 
zu geben, geworden ist. Ein ßlick auf Italien zeigt uns, was ein· 
Parlament im diktatorisch regierten Deutschland bedeuten würde. 
Das, was im Parlamentarismus so gro5en Wert hat, die Kontroll
befugnis des Parlaments, würde in einem nationalsozialistisch, 
diktatorisch regierten Deutschland nicht die geringste ßedeutung 
haben. Und was wäre die folge? Eine ungeheuerliche Korruption! 
Kein Staat, keine Herrschaftsform ist gegen Korruption gefeit, 
aber die Diktatur ist notwendig mit der Korruption verbunden. 
Denn wer kann, wenn das Parlament ausgeschaltet ist, dem Dik
tator und seinen Kreaturen über die Schultern sehen? Die Oppo
sition spielt keine Rolle mehr, sie bekommt nicht den geringsten 
Einblick in die Einzelheiten der Verwaltung, sie hat nicht mehr 
die Möglichkeit, hinter die Kulissen zu schauen. Wenn sie froh
dem Informationen erhält und sich mutige Männer finden, die sie 
der Oeffentlichkeit bekanntmachen, dann glaubt man ihnen nicht. 
Und wenn sie überwältigende ßeweise erbringen, legt man in der 
Erkenntnis der Unmöglichkeit der Abhilfe die Hände in den Schofs. 

Wenn aber wirklich der Diktator ein Mann ist, der mit der gröfiten 
Reinheit des Gemüts die grö5te Energie und das gröfite nur vor
stellbare Ma5 von politischer Einsicht verbindet, wer garantiert 
dann, da5 sein Nachfolger über dieselben Eigenschaften verfügen 
wird? Soweit gehl doch auch die Macht eines Diktators nicht, 
dafi er die Verlängerung seines Lebens dekretieren könnte. 
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So würde von dem Siege einer Diktatur auf dem Gebiete der 
Au!3enpolitik wie auf dem Gebiete der Innenpolitik nur namenloses 
Unheil ausgehen können und über uns hereinbrechen müssen. 
Dieses System würde sicher gestürzt werden, aber eines würde 
bleiben: die ungeheure Rohheit, die in den Kreisen der eigenen 
Anhänger geradezu gezüchtet und verlangt wird. Diese Rohheit 
der „rauhen Kriegsmänner" wird wahrscheinlich eine Generation 
hindurch aus den Köpfen nicht herauszubringen sein. 

Nach diesen beiden Systemen, dem allen Obrigkeitsstaat und 
dem diktatorisch regierten Staat, betrachten wir nun die Wesens
züge der Demokratie. Gegner der Demokratie bezeichnen - mit 
mehr Keckheit als Geist - als ihr Kennzeichen, da5 in ihr eine 
Stimme Mehrheit die Entscheidung trifft, auch dann, wenn diese 
Stimme die Stimme eines Dummkopfs ist. Wäre diese Tatsache 
richtig, dann wäre sie immer noch nicht so schlimm wie die Tat
sache - auch dafür bringt die Geschichte Beweise -, da5 an 
der Spi!'.;e des Obrigkeitsstaates Jahre hindurch ein Geistes
gestörter stehen kann. Aber in Wirklichkeit ist die Behauptung 
falsch. Denn erfreulicherweise ist die Dummheit eine interfraktio
nelle Eigenschaft. Sie kompensiert sich. Ich glaube nicht, da5 
die Richtigkeit dieses Sa!'.;es bewiesen zu werden braucht. Die 
Demokratie ist in Wahrheit die gro5e Erzieherin, sie ist der Lehr
meister der Völker. Das ist ihr Wesen. Nur sehen wir allerdings, 
da5 die Lehrzeit sehr, sehr lang ist. Zwölf Jahre haben bei uns 
in Deutschland noch nicht genügt. Aber trösten wir uns damit, 
da5 in den Ländern, die seit langem Demokratien sind und heule 
als solche gefestigt erscheinen, in England und Frankreich, die 
Demokratie auch Rückfälle zu verzeichnen hatte: in England die 
Zeil der Sluarls und der George, in Frankreich die Zeit Napo
leons, die Zeil der Restauration nach der Rückkehr der Bour
bonen und die Zeit Napoleons III. Nachdem diese Rückfälle 
iiberwunden waren, hat sich die Demokratie als um so gefestigter 
erwiesen. Nichts hat die Erziehungsarbeit der englischen und 
französischen Demokratie so gefördert wie der Anblick der Ver
treter des Obrigkeitsstaates, den man geno5, nachdem man sich 
erst einmal mit den Anfangsgründen des demokratischen Systems 
bekannt gemacht hatte. 

Die Demokratie erzieht die Massen zur Verantwortung, der Obrig
keitsstaat dagegen ruft jedem einzelnen zu: Wer Knecht ist, soll 
Knecht bleiben! Die Anwartschaft auf die Führerstellen erkennt 
der Obrigseitsstaat nur den Angehörigen einer ganz begrenzten 
Kaste zu. Die Demokratie wei5, da5 Massen ohne Führer willens
und handlungsunfähig sind, aber sie bestreitet irgendwelchen 
durch Besi!'.; oder durch gesellschaftliche Stellung hervorragenden 
Klassen das Monopol auf die führenden Stellen im Staate. Sie 
will die Anwartschaft auf politischen Einflu5 allein von dem Um
fang der politischen Leistung abhängig machen, sie sagt jedem 
einzelnen: deinen Anteil an der Souveränität deines Volkes 
kannst du selber durch den Umfang bestimmen, in dem du dich 
um dein Volk verdient machst. 

Oie Demokratie erzieht die Persönlichkeit. Ich habe Ihnen 
gezeigt, wie unklar im Obrigkeitsstaat die politische Veranlwor-
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1:ung war. Die Demokratie zwingt jede Persönlichkeit, die politisch 
eine Rolle spielen will, in das volle Tageslicht auf die politische 
Bühne zu treten. Die wechselnden Erfolge und Mifserfolge der 
politischen Parteien in Deutschland zeigen deullich, dafs dieser 
Grundsab der Demokratie seine erzieherische Wirkung hat. Wo 
eine Partei Fehler macht, wird sie bei der nächsten Wahl von den 
Massen des Volkes dafür verantworllich gemacht. Nichts ist so 
geeignet, von der Wiederholung von Fehlern abzubringen, als die 
Notwendigkeit, ihre Folgen am eigenen Leibe zu !ragen. Die 
Demokratie gibt jeder Ueberzeugung im Volke die Möglichkeit, 
sich durchzuse!5en. Sie mufs nur für ihre Anschauung die Mehr
heit des Volkes gewinnen. Dann ist sie in der Lage, die Politik 
des Landes zu bestimmen. D'as Wahlrecht sorg! auf das Genaueste 
dafür, dafs die Vertretung einer Partei im Parlament ihrer Stärke 
im Volke entsprich!. Parteien, die angesichts dieser Einrichtung 
der deutschen Verfassung ihr Ziel nur auf dem Wege über die 
Diktatur erlangen zu können hoffen, beweisen damit, dafs sie sich 
selbst die Kraft nicht zutrauen, die Mehrheit des deutschen Volkes 
für sich zu gewinnen. Wir aber, die wir hoffnungsfroh sind, wir 
sind der demokratischen Anschauung treu ergeben, in erster 
Reihe wegen der Vorzüge ihres Wesens, aber auch deshalb, weil 
wir wissen, dafs ihre Verankerung in der Verfassung uns auf die 
Dauer die Herrschaft in die Hände spielen mufs. 

Wie unklar es in den Köpfen der Gegner der deutschen Demo
kratie aussieh!, läfst die eine Tatsache erkennen, dafs sie die 
führenden Staatsmänner der Entente während des Krieges, Cle
menceau und Lloyd George, über den Schellendaus rühmen. Nur 
diese hervorragenden Uänner haben den Sieg der Entente herbei
geführt, so werden sie nicht müde auszurufen. Weshalb hallen 
denn England und Frankreich Staatsmänner, die ihren d~utschen 
Kollegen überlegen waren7 Es lag lediglich an der Art der Aus
lese. In Deutschland erwarb man die Anwartschaft auf einen 
Ministerstuhl im allen deutschen Obrigtsstaal auf dem Standes
amt. Die Geburt gewährte den Titel zum Erwerb eines leitenden 
Postens. Während in anderen Ländern die Verleihung eines 
Ministerpostens die Krönung einer ehrenvollen politischen Lauf
bahn bedeutet, bedeutete sie im Obrigkeitsstaat nicht seilen den 
Anfang einer politischen Laufbahn. Wenn Clemenceau und Lloyd 
George weit über das Mafs der eigenen individuellen Tüchtigkeit 
hinaus glänzten, - woran lag denn das7 An dem Bewufstsein, 
dafs sie in der Stelle, an der sie standen, von dem Vertrauen der 
breiten Massen ihres Volkes getragen waren! Dieses Bewufslsein, 
das dem parlamentarischen System entstammte, befähigte sie zu 
Leistungen, die in der Tal Anerkennung verdienen. 

Die Deutsche Republik kann schon in den wenigen Jahren ihres 
Bestehens auf einige Staatsmänner grofsen Formats hinweisen. Ebert, 
Ralhenau, Ollo Braun, Severing und Stresemann verdienen genannt 
zu werden. Keiner dieser Männer würde im Obrigkeilsslaal Aus
sicht gehabt haben, einen Ministerposten zu bekommen. Das ist 
vollkommen klar; darüber braucht kein Wort verloren zu werden. 
Ist denn nicht offenbar, dafs die Präsentation von Ministern durch 
eine Fraktion eine bessere Empfehlung und eine gröfsere Garantie 
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bedeutet als die wiUkürliche Auswahl durch einen einzelnen, oft 
weit- und politikfremden Mann7 Eine Fraktion, die einen der 
ihrigen als Ministerkandidaten präsentiert, die. Auswahl und 
Berufung mufs natürlich Sache des Reichspräsidenten sein, 
will mit ihm Ehre einlegen, will die Zahl ihrer Anhänger 
durch die Werbekraft des Namens des Mannes vermehren 
und ist deshalb im eigensten Interesse verpflichlel, so 
sorgfältig wie nur möglich vorzugehen und von der Präsen
tation von Nullen abzusehen. Wenn man über die unzu
reichenden Resultate der Demokratie in Deutschland abfällige 
Bemerkungen macht und aus ihnen den Schlufs ziehen zu müssen 
glaub!, dafs Deutschland sich für die Demokratie nicht eignet. 
so erheb! sich sofort die frage: Wenn Deutschland nicht das Volk 
der politischen Denker ist, wie kann denn gerade die verhällnis
mäfsig kleine Richtung, die für die Diktatur schwärmt, politisches 
Denken für sich in Anspruch nehmen? Aber weiter wird dabei 
audt völlig aus den Augen verloren, dafs die Demokratie erst 
dann ridtlig spielen kann, wenn eine klare Mehrheit im Parlament 
die folge einer Wahl gewesen ist, und daran hat es uns im 
Deulsdten Reidte bisher immer nodt gefehlt. Diese klare Mehr
heit haben wir nidtt, weil ein erheblidter Teil des Volkes noch in 
überlebten Ansdtauungen wurzelt, von denen man sidt, wenn man 
ein besdteidener Familienvater auf dem Ge.biete des Intellekts ist. 
so sdtwer !renn!. 
Weiter liegt das fehlen einer klaren Mehrheit im Parlament 
daran, dafs wir immer noch, audt in anderer Beziehung, mit den 
Eindrücken belaste! sind, die wir in der Zeil des Obrigkeitsslaales 
empfangen haben. Damals, in der Zeil der politisdten Einflufs
losigkeil der breiten Massen konnte man es sidt leisten, die 
Gründuqg von Parteien als Sport zu betreiben. Sdtaden wurde 
dadurdt nidtl angeridtlel; denn das Parlament spielle keine 
Rolle, und persönlidte Eitelkeit und Ruhmsudtl standen sehr oft 
Gevaller bei der Gründung einer neuen Splillerpartei. Dieses 
Beispiel wirk! immer nodt nadt. Heule ist die Nadtahmung ver
hängnisvoll, und der Brudt mit der Tradition würde mehr ehren 
als die Befolgung. 
Wenn Sie sidt die einzelnen politischen Parteien in England vor
nehmen, dann werden Sie finden, dafs in jeder dieser Parteien 
gegensäbliche Gruppen vereinigt sind, die Raum zur Gründung 
versdtiedener neuer Parteien lassen würden. Da sind bei den 
Tories die Gemäfsigten und die sogenannten Diehards, bei der 
Labour-Parly die Arbeiterpartei und die Unabhängige Arbeiler
parlei, bei den Liberalen die gemäfsiglen Liberalen - etwa im 
Stile der Deutsdten Volkspartei, ins Englisdte übersebl; bei uns 
würden diese Männer, wenn sie sidt politisch einbürgern sollten. 
wahrsdteinlich Sozialdemokraten werden müssen - und die Ra
dikalen. Alle diese Ridttungen beweisen die durdt Sdtulung ent
standene politisdte Weisheit der Massen des englisdten Volkes. 
Sie bleiben alle in einer und derselben Partei, weil sie hoffen, 
dafs ihr Einfluß innerhalb dieser Partei weit über die ihnen zahlen
mäfsig zukommende Bedeutung hinausgehen wird, zum mindesten 
gröfser sein wird als er wäre, wenn sie aufserhalb der Partei 
ständen. Dahin müssen wir es in Deutsdtland auch bringen, und 
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ich habe keinen Zweifel, daf3 es dahin kommen wird. Ich muf3 
gestehen, daf3, wenn mir eines in der politischen Geschichte der 
lel5ten Zeit in Deutschland Vergnügen gemacht hat, es der Krach 
in der Wirtschaftspartei ist. Denn diese Partei wird, wenn ver
nünftiges politisches Denken Gemeingut des deutschen Volkes 
geworden ist, sofort zum Untergang verdammt sein. 

Genossinnen und Genossen! Die Weltwirtschaftskrise, unter deren 
folgen wir leiden, würde - das kann man sagen, ohne Wider
spruch fürchten zu müssen -, keinem Verfassungssystem erspart 
geblieben sein. Sie ist völlig unabhängig von dem lnhall der 
Verfassung. Daraus geht auch auf das Klarste hervor, daf3 es 
lediglich eine Fiebererscheinung und ein Zeichen von Urteilslosig
keit ist, wenn man aus der Tatsache, daf3 die Weltwirtschaftskrise 

· in Deutschland besonders schlimme Konsequenzen gezeiligl hat, 
die Unfähigkeit der deutschen Demokratie und die Unverträglich
keit demokratischer Verfassungseinrichtungen mit deutschen Ver
hältnissen herleitet. Die Politik, die die deutsche Demokratie 
getrieben hat, namentlich ihre Auf3enpolitik, ist zwangsläufig, und 
was die Innenpolitik anlangt, so ist auf eine auch nur halbwegs 
längere Dauer das von unseren Faschisten angepriesene System 
der Unterdrückung, der Knechtung jeder gegnerischen Meinung 
und ihrer Vertreter völlig unmöglich. 

Wenn ich als Sozialdemokrat für das demokratische System ein
trete und den Willen der Sozialdemokratie kund tue, sich vor 
dieses System zu stellen und es nicht antasten zu lassen, so 
leugne ich dabei keinen Augenblick, daf3 für uns als Sozialisten 
die Demokratie nicht die leiste und abschlief3ende Phase der Ent

. wicklung ist. Die Demokratie ist uns, in deren Herzen das Ideal
bild einer klassenlosen Gesellschaft eingegraben ist, einer Gesell-
schaft ohne Not, ohne Zwang und ohne Unbildung, ein Uebergang 
zu dieser Gesellschaft. Wir wissen ganz gut, daf3 das, was uns 
von den Gegnern der Demokratie als Antipathie gröf3erer Massen 
gegen die Demokratie bezeichnet wird, in Wirklichkeit keine Ver
zweiflung an der Demokratie ist, sondern eine Verzweiflung am 
Kapitalismus. Der Kapitalismus ist am Ende. Die Menschen sind 
der Willkürherrschaft überdrüssig geworden. Eine Gesellschaft, 
die Millionen von fleif3igen Händen nicht beschäftigen kann und 
die gleichwohl das rücksichtslose Profitstrnben des einzelnen zum 
maf3gebenden Faktor ihrer Wirtschaftsweise macht, ist gerichlel, 
ist nichl mehr haltbar. Die Menschen sind dieser Willkürherrschaft 
müde, sie wollen an die Stelle der Herrschaft der Sachen, der 
Produklionsmillel, über die Menschen, die der Kapitalismus be
gründet hal, die Herrschaft der Menschen über die Sachen sel5en, 
die der Sozialismus will. Der viel geschmähte Marxismus, der 
hauptsächlich deshalb so angefeindet wird, weil die meisten 
seiner Feinde niemals eine Zeile von Marx gelesen haben, hat 
recht behalten. Die Kapitalisten haben Selbsterhaltungstrieb 
bewiesen. Die Einsichtigen unter ihnen sind sich klar darüber, 
daf3 das kapitalistische System im höchsten Maf3e gefährde! ist. 
lesen Sie die Kassandrarufe, die der sehr kluge, dem kapita
listischen System treu ergebene Professor Bonn in der „Frank
furter Zeitung" hat laut werden lassen, Artikel, in denen er dem 
Kapitalismus und seinen Vertretern mit vollstem Ernst sagt: Seid 
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ihr nicht imstande, alle Glieder der Gesellschaft zu ernähren, 
dann gefährdet ihr eure Herrschaft selbst, dann könnt ihr sie 
nicht aufrecht erhallen! Viele Männer in den kapitalistischen 
Reihen, die die ganze Grö5e der Gefahr erkannt haben, haben 
sich einer Partei verschrieben, oder richtiger eine Partei in Dienst 
genommen, die sid1 Arbeiterpartei und sozialistisch nennt, und 
die in Wirklichkeit der le5fe Schutwall des Kapitalismus isf. 

Wir Sozialdemokraten wollen durch die Demokratie zum Sozialis
mus. Wir wollen die Demokratie in Deutschland so verankern, 
da5 in diesem kerndemokratisch empfindenden Lande der Ueber
gang zum Sozialilsmus auf evolutionärem Wege, ohne Gewall, 
möglich ist, und wir verleugnen damit unsere Treue zu Marx 
nicht. In den Briefen von Marx an Sorge aus den 50er Jahren 
findet sich der Sat: Ich glaube, da5 in einem Lande mit einer 
so entwickellen Demokratie, wie sie in den Vereinigten Staaten 
von Amerika besteht, das Ziel des Sozialismus auf rein parlamen
tarischem Wege, ohne Kämpfe auf der Stra5e, zu verwirklichen 
ist. - So wollen wir Deutschland gestallen. Wir wollen die So
zialdemokratie zu einer so ungeheuren Macht in dem demokra
tisch fest gewurzellen Deutschland bringen, dafi nichts sich ihr 
widerseten kann, wenn sie sich, wie das alte Gespensterschiff der 
Sage, daran macht, aus dem Gebälk der anderen Schiffe alles 
Eisen herauszuziehen, in djesem falle die Arbeiter, im weitesten 
Sinne des Wortes, ohne deren Gefolgschaft keine grö!3ere Par
tei bestehen kann. So wollen wir die demokratischen Einrid1-
tungen Deutschlands ausbauen. Die Gegner der Demokratie 
sind die Romantiker, die Impressionisten, die Phantasten der 
Politik. Wir aber wollen die mit Idealen erfülllen Realpolitike~ 
sein und bleiben! 

Schreiber & Co., Münster (Westfalen) 
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